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Jahrgang 1951 Ausgegeben am 15. September 1951 45. Stück

205. Verordnung: Abänderung und Ergänzung der Kraftfahrverordnung 1947.
2 0 6 . Verordnung: Bezeichnung der örtlichen Herkunft von gebrannten geistigen Getränken.
2 0 7 . Verordnung: Rebenverkehrsverordnung 1951.
2 0 8 . Verordnung: Abänderung und Ergänzung der Geschäftsordnung der Einigungsämter und des Obereinigungs-

amtes (EA-Geo-Novelle).
209. Kundmachung: Erweiterung des Geltungsbereiches der Satzung der Weltgesundheitsorganisation und des

Protokolls, betreffend das Office International d'Hygiène Publique.

2 0 5 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 21. Juni
1951, womit die Kraftfahrverordnung 1947

abgeändert und ergänzt wird.

Auf Grund des Kraftfahrgesetzes 1946, BGBl.
Nr. 83/1947, wird im Einvernehmen mit den
beteiligten Bundesministerien verordnet:

Artikel I.

Die Kraftfahrverordnung 1947, BGBl. Nr. 83/
1947, wird abgeändert und ergänzt wie folgt:

1. Im § 3 haben die Abs. 2 und 3 zu lauten:

„(2) Das Gesamtgewicht eines Kraftwagens
darf nicht überschreiten:

1. wenn der Kraftwagen nicht mit Luft-
reifen ausgestattet ist 10 t,

2. wenn der Kraftwagen mit Luftreifen
ausgestattet ist

a) bei einem zweiachsigen Kraftwagen 12 t,
b) bei einem dreiachsigen Kraftwagen 17 t,
c) bei einem dreiachsigen Sattelaggregat 20 t,
d) bei einem vierachsigen Sattelaggregat 25 t.

Ist der Abstand zwischen zwei Achsen ge-
ringer als 1'30 m, so werden sie als eine Achse
gerechnet.

(3) Für die Achsdrücke der Kraftfahrzeuge
gelten folgende Höchstgrenzen:

a) für eine Achse 8 t
b) für die Summe zweier benachbarter

Achsen mit Ausnahme von Dop-
pelachsen 3'33 t,
je Meter des Achsabstandes,

c) für eine Doppelachse mit einem
Achsabstand bis zu l '30m 8 t,

d) für eine Doppelachse mit einem
Achsabstand von mehr als 1'30 bis
zu 2 m 12 t.

Der Abstand von einer Achse zu einer Dop-
pelachse nach lit. c ist bis zum Mittel der
Doppelachse zu messen.

2. Der § 4 hat zu lauten:

„§ 4. (1) Die Genehmigung von Kraftfahr-
zeugen, die ohne Einschränkung auf bestimmte
Straßenzüge zum Verkehr zugelassen werden
sollen, darf nur erteilt werden, wenn ihre Höhe
3'50m, ihre Breite 2'40 m und ihre Länge 10 m
nicht überschreitet; bei Kraftstellwagen (Omni-
bussen) ist eine Länge von 11 m, bei Sattel-
aggregaten eine Länge von 12 m zulässig.

(2) Die Genehmigung von Kraftfahrzeugen,
die nur für den Verkehr auf bestimmten
Straßenzügen zugelassen werden sollen (§ 34
Abs. 2), darf nur erfolgen, wenn die Höhe 4 m
und die Breite 2'50 m nicht überschreitet.

3. Der § 16 hat zu lauten:

„§ 16. (1) In jedem Kraftfahrzeug muß minde-
stens eine Vorrichtung zur Abgabe von War-
nungszeichen vorhanden sein. Diese Vorrichtung
muß auch bei stillstehendem Motor betätigt
werden können, sie muß einen gut vernehm-
baren, wohltönenden und von Nebengeräuschen
freien Klang geben und im Sinne des § 31 dieser
Verordnung genehmigt sein. Die Verwendung
von Warnvorrichtungen, die eine Aufeinander-
folge verschieden hoher Töne wiedergeben, ist
abgesehen von den Fällen des Abs. 2 und 3 un-
zulässig.

(2) Bei Kraftfahrzeugen, die von öffentlichen
(freiwilligen oder Berufs-) Feuerwehren oder im
öffentlichen Sicherheits-, Hilfs- oder im Ret-
tungsdienst verwendet werden, sind Warnvor-
richtungen mit Aufeinanderfolge verschieden
hoher Töne zulässig; diese Warnvorrichtungen
müssen aber sonst den Bestimmungen des Abs. 1
entsprechen. Ihre Verwendung bedarf der be-
hördlichen Bewilligung.
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(3) Die Österreichische Postverwaltung darf
im Überlandverkehr als Warnungszeichen die
Tonfolge des Posthorns (a-fis-a-d) verwenden.

4. Der § 17 wird abgeändert wie folgt:

a) Dem Abs. 1 ist anzufügen:

„An Zugmaschinen ohne Führerhaus müssen
Anzeigevorrichtungen zur Ersichtlichmachung
beabsichtigter Fahrtrichtungsänderungen nicht
angebracht werden; Wetterschutzvorhänge gel-
ten nicht als Führerhaus, sofern sie das Anzeigen
der Fahrtrichtungsänderung durch Armzeichen
nicht behindern."

b) Im vorletzten Satz des Abs. 2 sind nach
dem Wort „gelbrotes" die Worte „oder rotes"
einzufügen.

5. Im § 23 hat der Abs. 1 lit. c zu lauten:

„c) zwischen Kraftwagen und Anhängewagen
sowie zwischen je zwei Anhängewagen
muß eine verläßliche Kupplung vorhanden
sein. Die Verbindung der Anhängewagen
mit dem Kraftwagen muß so ausgebildet
sein, daß die Räder der Anhängewagen
auch in Straßenkrümmungen möglichst
den Radspuren des Kraftwagens folgen.
Diese Vorschriften gelten, abgesehen von
der Forderung einer verläßlichen Kupp-
lung, nicht für Anhängewagen, die selb-
ständig gelenkt werden. Bei hand-
gebremsten Anhängewagen, für die eine
Erlaubnis zur Verwendung ohne Bremser
gemäß § 102 Abs. 3 erteilt wurde, sowie
bei Anhängekarren, die nicht mit Druck-
luftbremsen oder gleichwertigen Bremsen
versehen sind, muß eine Sicherheitskupp-
lung vorhanden sein, die auch das Abfallen
der Deichsel bei Abreißen der Kupplung
verhindert."

6. Im § 24 Abs. 1 hat der Klammerausdruck zu
lauten:

„(Abs. 1 lit. b bis f und Abs. 3)."

7. Im § 34 hat der Abs. 2 zu lauten:

„(2) Die im § 3 Abs. 5 bezeichneten Kraftfahr-
zeuge, ferner Kraftfahrzeuge und Anhänger mit
größeren als den im § 4 Abs. 1 und § 22 Abs. 5
angegebenen Maßen, weiters Kraftfahrzeuge und
Anhänger, die den Vorschriften des § 14 hin-
sichtlich der Bereifung nicht entsprechen oder
die nicht auf Rädern laufen (§ 2 Abs. 1 lit. c),
sowie die nach § 30 widerruflich genehmigten
Kraftfahrzeuge sind nur für die vom zuständi-
gen Landeshauptmann zu bestimmenden Stra-
ßenzüge zuzulassen; soll sich die Zulassung zum
Verkehr auf Straßenzüge in zwei oder mehreren
Bundesländern erstrecken, so ist die Zustim-
mung aller in Betracht kommenden Landes-
hauptmänner beizubringen. Die Behörde hat im

Zulassungsschein einen entsprechenden Vermerk
beizufügen. Die Zulassung von Anhängeschlit-
ten (§ 23 Abs. 3) kann auf bestimmte Straßen-
strecken beschränkt werden."

8. Im § 42 Abs. 3 letzter Satz tritt an Stelle
des Wortes „wird" das Wort „kann" und dem
Wort „entzogen" wird das Wort „werden" an-
gefügt.

9. Der § 65 Abs. 2 wird abgeändert wie folgt:

a) In lit. e ist nach dem Wort „Kraftfahr-
gesetzes" der Punkt durch einen Strichpunkt zu
ersetzen und anzufügen:

„f) 1. Zugmaschinen der Klasse I, oder für

2. Zugmaschinen der Klasse II."

b) Im drittletzten Satz ist nach „lit. a" ein-
zufügen:

„und lit. f Z. 1".

10. Im § 84 Abs. 1 entfällt der Klammeraus-
druck „(§ 34, Abs. 2)".

11. Der § 102 wird abgeändert wie folgt:

a) Im Abs. 1 sind nach den Worten „§ 24,
Abs; 1" die Worte „und des § 108" einzufügen.

b) Im Abs. 2 hat der zweite Satz zu ent-
fallen.

c) Im Abs. 3 treten an Stelle des letzten
Satzes die Sätze:

„An Lastkraftwagen bis zu einem Eigen-
gewicht von 4'5 t darf nur ein Anhänger mit-
geführt werden. An Lastkraftwagen mit einem
Eigengewicht von mehr ab 4'5 t darf ein zweiter
Anhänger dann mitgeführt werden, wenn der
Lastkraftwagen und der erste Anhänger mit
einer Druckluftbremse oder einer gleichwertigen
Bremse versehen sind. An eine Zugmaschine
dürfen vorbehaltlich der Bestimmungen des § 108
zwei Anhänger nur angeschlossen werden, wenn
die Zugmaschine zur Klasse III gehört und wenn
sie und die Anhänger mit einer Druckluft-
bremse oder einer gleichwertigen Bremse verse-
hen sind."

d) Im Abs. 6 ist nach dem Wort „Kraftstell-
wagen" beidemal ein Beistrich und das Wort
„Sattelaggregate" einzufügen.

Dem Abs. 6 ist folgender Satz anzufügen:

„Die Anbringung des besonderen Zeichens ist
nicht erforderlich

a) beim Mitführen von einwandfrei spuren-
den Einachsanhängern, die um 50 cm
schmäler sind als das ziehende Fahrzeug
und einschließlich der Deichsel eine Ge-
samtlänge von 3 m nicht überschreiten,

b) bei Zugmaschinen ohne Führerhaus."
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12. Die Bezeichnung des XIV. Abschnittes
„Ausnahmebestimmungen." hat zu entfallen;
ebenso „A" vor dem Worte „Zugmaschinen".

13. Der § 107 hat zu lauten:

„§ 107. (1) Zugmaschinen werden eingeteilt in

a) Zugmaschinen der Klasse I mit einer
Höchstgeschwindigkeit bis zu 16 km in der
Stunde und einer Kennziffer bis 999,

b) Zugmaschinen der Klasse II mit einer
Höchstgeschwindigkeit von mehr als 16 km
in der Stunde und einer Kennziffer bis 999
oder ohne Rücksicht auf die Geschwindig-
keit mit einer Kennziffer von 1000 bis
1999,

c) Zugmaschinen der Klasse III mit einer
Kennziffer von 2000 und darüber.

Die Kennziffer ist der zahlenmäßige Wert des
Produktes aus dem Eigengewicht in Tonnen und
dem Quadrat der Höchstgeschwindigkeit in
Kilometern je Stunde. Die Kennziffern der in
Österreich verwendeten Zugmaschinentypen wer-
den alljährlich im Amtsblatt zur amtlichen Wie-
ner Zeitung verlautbart; die zutreffende Kenn-
ziffer ist an der rechten Seite der Zugmaschine
deutlich und unverwischbar anzuschreiben.

(2) Für Zugmaschinen der Klasse I gelten nach-
stehende Bestimmungen dieser Verordnung nicht:

a) über die Anbringung einer durch Maschi-
nenkraft zu betätigenden Anlaßvorrich-
tung (§ 7),

b) über die Verwendung von Luftreifen
(§ 14); bei solchen Zugmaschinen können
an Stelle der Luftreifen hochelastische Rei-
fen, die den Bestimmungen des § 14 Abs. 1
entsprechen, verwendet werden,

c) §§ 50 bis 52 über die wiederkehrende Über-
prüfung,

d) über die Haftpflichtversicherung (DC Ab-
schnitt).

An Zugmaschinen der Klasse I ist eine weiße
Tafel in der Größe von 15 X 20 cm mit der
Aufschrift in schwarzer Farbe „16 km" gut sicht-
bar in der Nähe des Vorderen Kennzeichens an-
zubringen. Zur Führung von Zugmaschinen der
Klasse I ist ein Führerschein der Gruppe f Z. 1
erforderlich, der auf Grund von Erhebungen
über die persönliche Verläßlichkeit und auf
Grund einer Prüfung des Bewerbers erteilt wird,
die sich nur auf den Nachweis der Kenntnis der
für den Führer eines Kraftfahrzeuges maß-
gebenden Vorschriften erstreckt. Eine amtsärzt-
liche Untersuchung hat nur dann vorauszugehen,
wenn gegen die körperliche Eignung des Bewer-
bers begründete Bedenken bestehen.

3) Zur Führung einer Zugmaschine der
Klasse II ist ein Führerschein der Gruppe f Z. 2
erforderlich. Die praktische Fahrprüfung ist auf
einer Zugmaschine der Klasse II abzulegen.

(4) Zur Führung einer Zugmaschine der
Klasse III ist ein Führerschein der Gruppe d er-
forderlich."

14. Vor dem § 108 ist einzufügen:

„XV. A b s c h n i t t .

Ausnahmebestimmungen.

A. M i t f ü h r e n v o n l a n d - u n d f o r s t -
w i r t s c h a f t l i c h e n A n h ä n g e r n , Ge-
r ä t e n u n d F u h r w e r k e n u n d von Mö-
b e l w a g e n , W o h n w a g e n , B a u m a s c h i -

n e n u n d d e r g l e i c h e n . "

15. Der § 108 hat zu lauten:

„§ 108. (1) a) Im Rahmen der Arbeiten eines
land- und forstwirtschaftlichen Betriebes
verwendete Fuhrwerke und Geräte dürfen,
auch wenn sie nicht nach den Bestimmun-
gen des III. und IV. Abschnittes genehmigt
und zum Verkehr zugelassen sind, an Zug-
maschinen angekoppelt werden, voraus-
gesetzt, daß eine Geschwindigkeit von 9 km
in der Stunde nicht überschritten wird.
Auf diesen Verkehr mit Fuhrwerken und
Geräten finden die Bestimmungen der Stra-
ßenpolizeivorschriften über den Fuhrwerks-
verkehr sinngemäß Anwendung. An sol-
chen Fuhrwerken und Geräten sind zur
Anzeige der größten Breite hinten zwei
rote Rückstrahler und sofern die Fuhr-
werke und Geräte breiter sind als die Zug-
maschine auch vorne zwei weiße Rück-
strahler mit einer wirksamen Fläche von
mindestens je 20 cm2 und zur Anzeige der
erlaubten Höchstgeschwindigkeit eine weiße
Tafel in der Größe von 15 X 20 cm mit
der Aufschrift in schwarzer Farbe „9 km"
gut sichtbar anzubringen.

b) Im Rahmen der Arbeiten eines land- und
forstwirtschaftlichen Betriebes verwendete
luftbereifte Anhänger dürfen ungefedert
sein, wenn sie mit einer Geschwindigkeit
von höchstens 16 km in der Stunde gezo-
gen werden. Für solche Anhänger genügt
eine von einem Bremsersitz auf dem An-
hänger oder eine vom Führersitz der Zug-
maschine aus zu betätigende, mindestens
auf eine Achse des Anhängers wirkende
Handbremse. Eine Anzeigevorrichtung zur
Ersichtlichmachung der Geschwindigkeits-
verminderung (Stoplicht) ist nicht erforder-
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lich; auch genügt ein Decklicht auf dem
linken Teil der Rückseite. An solchen An-
hängern ist eine weiße Tafel in der Größe
von 15 X 20 cm mit der Aufschrift in
schwarzer Farbe „16 km" gut sichtbar an-
zubringen.

c) Im Rahmen der Arbeiten eines land- und
forstwirtschaftlichen Betriebes dürfen an
Zugmaschinen zwei Anhänger auch dann
angekoppelt werden, wenn es sich um Zug-
maschinen der Klasse I oder II handelt
und wenn keine auf die Anhänger wir-
kende Druckluft- oder gleichwertige Bremse
vorhanden ist. Auf jedem der Anhänger,
die mit mechanischen Bremsen ausgestat-
tet sein müssen, hat ein Bremser mitzufah-
ren. Werden beide Anhänger leer mitge-
führt, oder ist der erste Anhänger nach
lit. b mit einer vom Führersitz der Zug-
maschine aus zu betätigenden Bremse aus-
gestattet, genügt ein Bremser auf dem
letzten Anhänger. Die Geschwindigkeit
darf nicht mehr als 16 km in der Stunde
betragen. Bei solchen Fahrten ist an dem
letzten Anhänger eine weiße Tafel in der
Größe von 15 X 20 cm mit der Aufschrift
in schwarzer Farbe „16 km" gut sichtbar
anzubringen.

d) Im Rahmen der Arbeiten eines land- und
forstwirtschaftlichen Betriebes und bei Ab-
fuhr von Rohholz aus dem Wald dürfen
von und zu der Arbeitsstätte auf einem von
einer Zugmaschine gezogenen, nach den Be-
stimmungen des III. und IV. Abschnittes
genehmigten und zugelassenen Anhänger in
diesem Betrieb beschäftigte Personen» be-
fördert werden, jedoch dürfen auf der Zug-
maschine nur die genehmigten Sitze be-
setzt sein und die Zahl der auf Zugmaschine
und Anhängern beförderten Personen ins-
gesamt nur acht betragen. Werden zwei
Anhänger mitgeführt, so müssen die Brem-
sersitze auf beiden Anhängern besetzt sein;
auf dem letzten Anhänger darf jedoch
außer dem Bremser niemand mitgeführt
werden. Bei solchen Fahrten darf die Ge-
schwindigkeit höchstens 9 km in der Stunde
betragen; an dem letzten Anhänger ist
eine weiße Tafel in der Größe von
15 X 20 cm mit der Aufschrift in schwar-
zer Farbe „9 km" gut sichtbar anzu-
bringen. Die Begünstigung der Beförde-
rung von Personen auf Anhängern gilt nur
bis zu einer Entfernung von 10 km vom
Betrieb. In begründeten Fällen kann auf
Antrag der zuständigen gesetzlichen Inter-
essenvertretung der Landeshauptmann
diese Begünstigung auch bei größerer Ent-
fernung gewähren.

(2) Das Anhängen von nicht nach den Bestim-
mungen des III. und IV. Abschnittes genehmig-
ten und zum Verkehr zugelassenen Möbelwagen,
Wohnwagen, Baumaschinen u. dgl. an Kraft-
fahrzeuge ist an die Bewilligung des für das zu
befahrende Gebiet zuständigen Landeshaupt-
mannes gebunden, der hierüber unter Vorschrei-
bung einer Höchstgeschwindigkeit und sonstiger
die allgemeine Verkehrssicherheit gewährleisten-
der Bedingungen entscheidet. An solchen Wagen
und Geräten ist eine weiße Tafel in der Größe
15 X 20 cm mit der in schwarzer Farbe gehalte-
nen Aufschrift der vorgeschriebenen Höchst-
geschwindigkeit gut sichtbar anzubringen."

16. Der § 109 wird abgeändert wie folgt:

a) Im Abs. 2 hat die lit. d zu entfallen,

b) der Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Zur Führung solcher Elektrokarren ist ein
Führerschein der Gruppe f Z. 1 erforderlich."

17. Der § 110 wird abgeändert wie folgt:

a) Der Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Für Arbeitsmaschinen, die als Kraftfahr-
zeuge anzusehen sind, gelten, falls eine Höchst-
geschwindigkeit von 16 km in der Stunde nicht
überschritten werden kann, die für Zugmaschi-
nen der Klasse I vorgesehenen Erleichterungen.
Der Landeshauptmann kann in berücksichti-
gungswürdigen Fällen, insbesondere dann, wenn
eine Höchstgeschwindigkeit von 9km in der
Stunde nicht überschritten werden kann, noch
weitergehende Erleichterungen gewähren. Diese
Erleichterungen sind im Zulassungsschein und für
den Fall als eine Ausnahme von den Bestimmun-
gen des III. und IV. Abschnittes gewährt wurde,
in einer besonderen Bescheinigung einzutragen.
Zur Führung solcher Arbeitsmaschinen ist ein
Führerschein der Gruppe f Z. 1 erforderlich."

b) Im Abs. 3 tritt an Stelle der Zahl „XIII"
die Zahl „XIV"; weiters treten an Stelle der
Worte „eine vom Landeshauptmann auf Grund
des im § 107 Abs. 2 bis 4 vorgeschriebenen Ver-
fahrens ausgestellte Bescheinigung nachgewiesen
ist" die Worte „die im § 27 Abs. 1 vorgesehene
Prüfungskommission (Versuchsanstalt) festgestellt
wurde, worüber eine Bescheinigung auszustellen
ist."

c) Im Abs. 4 treten an Stelle der Worte „bei
Zutreffen der Voraussetzungen des § 107 die
dort vorgesehenen Erleichterungen" die Worte
„falls eine Höchstgeschwindigkeit von 16 km in
der Stunde nicht überschritten werden kann, die
für die Zugmaschinen der Klasse I vorgesehenen
Erleichterungen. Zur Führung von Krankenfahr-
stühlen ist ein Führerschein der Gruppe e er-
forderlich."
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18. Im § l11a Abs. 1 tritt an Stelle der Zahl
,XIII" die Zahl „XIV".

19. Die Bezeichnung „XV. Abschnitt" nach
§ 113 hat zu entfallen.

Artikel II.

Abänderung der Anlage 10 zur Krafftfahrverord-
nung 1947.

1. In der Bezeichnung ist nach „§ 86, Abs. (2),"
einzufügen „§ 107 Abs. 2."

2. Im Abschnitt „Allgemeines" lit. a und b
tritt an Stelle des Buchstabens „d" die Buch-
stabenbezeichnung „f Z. 2".

Artikel HI.

Abänderung und Ergänzungen der Anlage 12
zur Kraftfahrverordnung 1947.

1. Dem § 2 Z. 2 wird folgender Satz ange-
fügt:

„d) Die praktische Prüfung von Schülern einer
Privatanstalt zur Ausbildung von Kraft-
fahrzeugführern ist in der Regel auf Schul-
fahrzeugen abzunehmen."

2. Der § 3 wird abgeändert wie folgt:

a) In Ziffer 1 zweiter Satz sind nach dem Wort
„Kleinkrafträdern" die Worte „und Zugmaschi-
nen der Klasse I" einzufügen.

b) Der Ziffer 2 sind folgende Sätze anzu-
fügen:

„Die Prüfungskommission kann die Anwesen-
heit eines solchen Lehrers oder des Fahrschul-
inhabers verlangen."

Artikel IV.

Übergangsbestimmungen.

1. Bis zu einer endgültigen Regelung unter-
liegen den Bestimmungen des § 34 Abs. 2 in der
neuen Fassung nur die nach dem Inkrafttreten
dieser Verordnung genehmigten Kraftfahrzeuge
und Anhänger.

2. Zulassungsscheine für Zugmaschinen sind
mit dem Typenschein oder dem Einzelgenehmi-
gungsbescheid innerhalb von sechs Monaten nach
Inkrafttreten dieser Verordnung der zuständi-
gen Zulassungsstelle zur Eintragung der Klasse
vorzulegen.

3. Erlaubnisscheine, die auf Grund der Be-
stimmungen des bisherigen Abschnittes XIV der
KFV. 1947 ausgestellt worden sind, gelten als

Führerscheine der Gruppe f Z. 1. Führerscheine
der Gruppe d eingeschränkt auf Traktoren gel-
ten als Führerscheine der Gruppe f Z. 2. Kann
jedoch der Inhaber eines Führerscheines der
Gruppe d eingeschränkt auf Traktoren nachwei-
sen, daß er bisher Zugmaschinen der Klasse III
geführt hat, bleibt ihm dieses Recht gewahrt;
dies ist im Führerschein zu vermerken.

4. Die auf Grund des § 108 der KFV. 1947
in seiner bisherigen Fassung in Anspruch ge-
nommenen Begünstigungen bleiben unberührt.

Kolb

206. Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 25. Juli
1951 über die Bezeichnung der örtlichen
Herkunft von gebrannten geistigen Ge-

tränken.

Auf Grund der §§ 32 und 43 des Bundes-
gesetzes vom 26. September 1923, BGBl. Nr. 531,
gegen den unlauteren Wettbewerb wird ver-
ordnet:

§ 1. (1) Gebrannte geistige Getränke, versüßt
oder unversüßt, dürfen in geschlossenen Gefäßen
nur unter Ersichtlichmachung der örtlichen Her-
kunft (Abs. 2) gewerbsmäßig verkauft, feilge-
halten oder sonst in Verkehr gesetzt werden.

(2) Die örtliche Herkunf t (Abs. 1) ist in der
Weise ersichtlich zu machen, daß das Get ränk
je nachdem es im Inland oder im Ausland fertig-
gestellt worden ist, als

„Österreichisches Erzeugnis"
oder als

„Ausländisches Erzeugnis"
bezeichnet wird (§ 2).

(3) U n t e r Fertigstellung ist die letzte, die Zu-
sammensetzung des Getränkes beeinflussende
Handlung zu verstehen.

(4) Im Ausland erzeugte Getränke, die im In-
land einen Zusatz von Wasser nu r zu dem
Zweck erhal ten haben, u m den Alkoholgehalt
auf die übliche Tr inks tärke herabzusetzen, sind
als
„Ausländisches Erzeugnis, in Österreich fertig-

gestellt"
zu bezeichnen (§ 2).

(5) Im Ausland fertiggestellte Getränke, die im
Inland ohne eine die Zusammensetzung beein-
flussende Hand lung nur in andere Gefäße umge-
füllt worden sind, sind als

„Ausländisches Erzeugnis, in Österreich abge-
füllt"

zu bezeichnen (§ 2).
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§ 2. (1) Die Bezeichnung (§ 1 Abs. 2, 4 und 5)
muß in deutscher Sprache abgefaßt und in
schwarzer Farbe auf weißem Grund deutlich und
nicht verwischbar auf einem bandförmigen
Streifen in lateinischer Schrift aufgedruckt sein.
Dieser Streifen, der eine weitere Inschrift nicht
tragen darf, ist an einer in die Augen fallenden
Stelle des Gefäßes dauerhaft zu befestigen. Wird
der Streifen im Zusammenhang mit dem Gefäß-
schild oder einer anderen Inschrift hergestellt,
so ist er gegen diese durch einen wenigstens einen
Millimeter breiten Strich deutlich abzugrenzen.

(2) Die Schriftzeichen (Abs. 1) müssen bei
Gefäßen, die einen Raumgehalt von 35 Zenti-
litern oder mehr haben, wenigstens fünf Milli-
meter hoch und so breit sein, daß im Durch-
schnitt je zehn Buchstaben eine Fläche von
wenigstens 35 Millimetern Länge einnehmen. Die
Inschrift darf, falls sie eine Fläche von mehr als
10 Zentimetern Länge beanspruchen würde, auf
zwei Zeilen verteilt werden.

§ 3. Diese Verordnung tritt einen Monat nach
Kundmachung in Kraft.

Kolb

207 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 1. August
1951 zur Durchführung des Rebenverkehrs-
gesetzes (Rebenverkehrsverordnung 1951).

Auf Grund der §§ 7 Abs. 1, 8 und 10 Abs. 3
des Bundesgesetzes vom 21. April 1948, BGBl.
Nr. 108, über den Schutz des Verkehrs mit
Reben (Rebenverkehrsgesetz) wird verordnet:

§ 1 . G e b ü h r e n f ü r d ie A n e r k e n n u n g .

(1) Die Landwirtschaftskammern sind berech-
tigt, für die Anerkennung der Betriebe und
Reben folgende Gebühren einzuheben:

1. Betriebsanerkennung (§ 3 Abs. 2 lit. a):
a) Schnittweingärten:

je angefangene 1000 Stöcke für
die ersten 20.000 Mutterstöcke . . 30'— S
je angefangene 1000 Stöcke für
die weiteren über 20.000 Mutter-
stöcke 14'— S

b) Rebschulen (Veredlungen und Wurzel-
reben):
je eingeschulte Rebe für die ersten
15.000 Reben- 0'4 g
je eingeschulte Rebe für die
weiteren über 15.000 Reben 0'2 g

2. Rebenanerkennung (§ 3 Abs. 2 lit. b):
a) Schnittreben:

je angefangene 1000 Stück für die
ersten 50.000 Stück 2'— S
je angefangene 1000 Stück für die
weiteren über 50.000 Stück l'50 S

b) Wurzelreben und Veredlungen:
je Rebe für die ersten 5000 Stück . . . 2 g
je Rebe für die weiteren über
5000 Stück l g

Bei Betriebs- und Rebenanerkennungen im
Auslande ist die Gebühr mit dem Importeur zu
vereinbaren; sie beträgt bis zu 1 v. H. der Kauf-
summe.

(2) Diese Gebühren gehen unter der Voraus-
setzung, daß die Partei sämtliche für die Plom-
bierung notwendigen Arbeiten, wie vorschrifts-
mäßiges Binden, Befestigung der Anhängezettel
und Plomben, noch vor Eintreffen des plom-
bierenden Organs beendet hat und die für die
Vornahme der Plombierung erforderlichen
Arbeitskräfte beistellt. Trifft dies nicht zu, kann
die Landwirtschaftskammer der Partei außer den
Gebühren gemäß Abs. 1 den Ersatz der Bar-
auslagen, die anläßlich der Durchführung dieser
Arbeiten erwachsen sind, auferlegen.

(3) Die Gebühr ist mit der Besichtigung der
Betriebe oder Reben fällig.

§ 2. K e n n z e i c h n u n g de r ane r -
k a n n t e n R e b e n .

(1) Die für die Anerkennung bestimmten
Reben müssen, um die Besichtigung vornehmen
zu können, in einem geeigneten Raum, in leicht
zugänglicher Weise gelagert werden und in
Bündel von 200 Ruten bei Schnittreben, von
50 Stück bei Wurzelreben und Veredlungen,
zusammengebunden sein.

(2) Schnittreben müssen frisch, gesund, gut
ausgereift, frei von tierischen u n d mechanischen
Beschädigungen, v o n starken Krümmungen oder
größeren Geizwunden sein. A m Fußende ist ein
Zapfen v o n mindestens 2 cm Länge zu belassen.
Die Stärke ha t am oberen Ende 6 bis 10 m m
für erstklassige u n d 5 bis 6 m m für zweitklassige
Reben zu betragen. Die Mindestlänge, gemessen
vom unters ten Auge, ha t aufzuweisen:

einfach lange:
inländische Reben 35 c m
ausländische Reben 40 cm

zweifach lange:
inländische Reben 80 cm
ausländische Reben 90 cm

dreifach lange:
inländische Reben 115 cm
ausländische Reben 120 cm

(3) Edelreiser müssen frisch, gesund, unver le tz t
und gut ausgereift sein. Jede R u t e ha t minde-
stens zehn gesunde Augen aufzuweisen. Die
Stärke der Edelreiser ha t jener der Schnittreben
zu entsprechen.

(4) Schnittreben sind im Erzeugungsjahr zur
Anerkennung zu beantragen, auch wenn sie als
Bestandteil v o n Veredlungen erst im nächsten
Jahr in Verkehr gesetzt werden.
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(5) Wurzelreben und Veredlungen müssen
frisch, gesund, frei von tierischen u n d mecha-
nischen Beschädigungen sowie mindestens 6 m m
stark sein. Die Mindestlänge von Wurzelreben
und Veredlungen, die im Bundesland Steiermark
erzeugt werden, ha t 35 cm, solcher aus anderen
Bundesländern 30 cm zu sein. Der Tr ieb hat
mindestens vier gut ausgereifte Augen aufzu-
weisen. Die Bewurzelung ha t aus einem geschlos-
senen Kranz kräftig ausgebildeter Wurzeln zu
bestehen. Veredlungen müssen außerdem an der
Veredlungsstelle eine lückenlose Verwachsung
aufweisen, die der Dreh- und Biegeprobe ohne
Abhebung des Edelreises standhält.

(6) Mängel bezüglich der Quali tät können bis
zu 5 v. H . innerhalb des Bündels zugelassen
werden. Die Toleranz bezieht sich nicht auf
Sortenreinheit und Sortenechtheit.

(7) Jedes Bündel anerkannter Reben ist mi t
einer Plombe und einem Anhängezettel zu ver-
sehen. Die Plombe ha t das Landeswappen und
die N u m m e r des Betriebes aufzuweisen. Die
Betriebsnummer wird jedem Betrieb, der Reben
in Verkehr setzt, von der Landwirtschafts-
kammer zugewiesen.

(8) Der Anhängezettel ha t die Sortenbezeich-
nung, bei Veredlungen auch die Unterlage und
Quali tät anzuführen und bei Reben aus dem
Auslande das Ursprungsland.

(9) Für Schnittreben erster Klasse sind An-
hängezettel von weißer, für die der zweiten
Klasse solche von roter Farbe zu verwenden.

(10) Die zur Plombierung erforderlichen
Plombenzangen sind Eigentum der Landwir t -
schaftskammer und werden den einzelnen Par-
teien zur Vornahme der Plombierung fallweise
beigestellt.

(11) Die Bündel sind mi t dem Drah t , an
welchem die Plomben befestigt werden, so fest
zu umschlingen, daß die Entnahme von Reben
aus den Bündeln unmöglich ist.

§ 3. A u s w e i s e fü r R e b e n p r ü f e r .
Den Rebenprüfern ist ein Ausweis auszu-

folgen, welcher nach dem im Anhange ent-
haltenen Muster auszustellen ist. Der Ausweis
ist auf starkem Papier von 10 cm Breite und
15 cm Höhe auszufertigen.

§ 4. A u f h e b u n g de r R e b e n v e r k e h r s -
v e r o r d n u n g BGBl. Nr. 211/1948.

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft vom 27. September
1948, BGBl. Nr. 211, zur Durchführung des.
Rebenverkehrsgesetzes (Rebenverkehrsverord-
nung), tritt außer Kraft.

Kraus

Anhang.

§ 10 Abs. 2: Die Rebenprüfer dürfen die ihnen
bei der Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt-
gewordenen Tatsachen, deren Geheimhaltung im
geschäftlichen Interesse des Betriebsinhabers
geboten ist, außer in den Fällen dienstlicher
Berichterstattung oder der Anzeige einer straf-
baren Handlung nicht offenbaren oder zu ihren
oder eines Dritten Vorteil verwerten.

§ 10 Abs. 5: Die Rebenprüfer genießen in
Ausübung ihres Dienstes den gleichen gesetz-
lichen Schutz wie die im § 68 StG. angeführten
Personen.

§ 11 Abs. 1: Die Landwirtschaftskammern
(Bauernkammern) und die von ihnen beauf-
tragten Rebenprüfer haben die Einhaltung der
Vorschriften dieses Gesetzes zu überwachen.

Abs. 2: Inhaber anerkannter Betriebe und
Rebenhändler sind verpflichtet, Aufzeichnungen
zu führen, aus denen sich der Ernteertrag oder
die sonstige Herkunft und der Verbleib der an-
erkannten Ware einwandfrei feststellen läßt.
Sie sind verpflichtet, den im Abs. 1 bezeichneten
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Stellen und Organen jederzeit in diese Aufzeich-
nungen Einsicht zu gewähren, sowie jede zur
Überprüfung der Einhaltung der Bestimmungen
dieses Gesetzes notwendigen Auskünfte zu er-
teilen.

Abs. 3: Die Landwirtschaftskammern (Bauern-
kammern) und Rebenprüfer sind auch berech-
tigt, jederzeit die Betriebsräume, Lager- und Er-
zeugungsstätten von Rebenerzeugern und
Rebenhändlern zu besichtigen und auf den Be-
stand der für die Rebenzucht geforderten Vor-
aussetzungen zu überprüfen.

208. Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 27. August 1951,
betreffend Abänderung und Ergänzung der
Geschäftsordnung der Einigungsämter und
des Obereinigungsamtes (EA-Geo-Novelle).

Auf Grund des § 38 Abs. 2 des Bundes-
gesetzes vom 26. Februar 1947, BGBl. Nr . 76,
über die Regelung von Arbeits- und Lohn-
bedingungen durch Kollektivverträge und Ar-
beitsordnungen (Kollektivvertragsgesetz) und des
Bundesgesetzes vom 4. Juli 1951, BGBl. Nr . 156,
betreffend Erlassung von Mindestlohntarifen,
wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 31. Juli 1947, BGBl.
Nr . 218, über die Geschäftsordnung der Eini-
gungsämter und des Obereinigungsamtes (EA-
Geo) wird wie folgt abgeändert und ergänzt:

1. Im § 1 Abs. 1 ist der Punkt am Schluß der
lit. e durch einen Strichpunkt zu ersetzen und
folgende neue lit. f. anzufügen:

„f) die Beschlußfassung auf Festsetzung, Ab-
änderung oder Aufhebung von Mindest-
lohntarifen (§ 1 des Bundesgesetzes vom
4. Juli 1951, BGBl. Nr . 156, betreffend
Erlassung von Mindestlohntarifen), soweit
sich ihr Geltungsbereich nicht über den
Sprengel eines Einigungsamtes hinaus er-
streckt, sowie die Registrierung und Kund-
machung solcher Beschlüsse."

2. Nach § 5 ist folgender neue § 5 a einzu-
fügen:

„§ 5 a. Die Vorschriften der §§ 3 bis 5 gelten
auch für die Senate gemäß § 2 des Bundesgesetzes
vom 4. Juli 1951, BGBl. Nr . 156, betreffend
Erlassung von Mindestlohntarifen, mit der Maß-
gabe, daß die Senate verhandlungs- und be-
schlußfähig sind, wenn außer dem Vorsitzenden
oder seinem Stellvertreter wenigstens je zwei
Mitglieder (Ersatzmitglieder) aus der Gruppe der
Dienstgeber und der Dienstnehmer anwesend
sind."

3. Dem § 7 ist folgender Satz anzufügen:

„Anträge auf Festsetzung, Abänderung oder
Aufhebung eines Mindestlohntarifes sind schrift-
lich einzubringen."

4. Im § 8 Abs. 1 ist nach lit. c folgende neue
lit. d einzufügen:

„d) die nach den Bestimmungen des Bundes-
gesetzes vom 4. Juli 1951, BGBl. Nr . 156,
betreffend Erlassung von Mindestlohn-
tarifen, festgesetzten Mindestlohntarife in
ein Register nach Muster VI;".

Die bisherige lit. d erhält die Bezeichnung
lit. e.

5. Im § 8 hat Abs. 3 zu entfallen.

6. Nach § 17 ist folgender § 17 a mit der
Überschrift „Mindestlohntarife" einzufügen:

„§ 17 a. (1) Der Vorsitzende hat einlangende
Anträge auf Festsetzung von Mindestlohntarifen
vorerst dahin zu prüfen, ob sie die im § 4 des
Bundesgesetzes vom 4. Juli 1951, BGBl. Nr . 156,
über die Erlassung von Mindestlohntarifen ge-
forderten Angaben enthalten, und die allenfalls
notwendigen Ergänzungen durch die antrag-
stellende Partei zu veranlassen.

(2) Die Anträge sind dem nach dem Geltungs-
bereich des beantragten Mindestlohntarifes in
Betracht kommenden Landeshauptmann unter
Einräumung einer angemessenen Frist, die jedoch
mindestens drei Wochen betragen muß, abschrift-
lich mit dem Bemerken zur Stellungnahme zu-
zuleiten, daß das Einverständnis mit dem An-
trage angenommen wird, wenn nicht innerhalb
der gesetzten Frist eine Stellungnahme erfolgt.

(3) Nach Ablauf der zur Stellungnahme gesetz-
ten Frist (Abs. 2) ist der Antrag unter Anberau-
mung einer Verhandlung dem Senat zur Be-
schlußfassung zuzuweisen.

(4) Der Beschluß des Einigungsamtes auf Fest-
setzung eines Mindestlohntarifes ist im „Amts -
blat t zur Wiener Ze i tung" zu verlautbaren u n d
durch Anschlag an der Amtstafel des Einigungs-
amtes öffentlich kundzumachen. Der Anschlag
ha t durch 30 Tage an der Amtstafel zu ver-
bleiben. De r Tag des Anschlages u n d der A b -
nahme ist auf dem Beschluß zu vermerken.

(5) Jeder v o m Einigungsamt beschlossene
Mindestlohntarif ist in das Register nach
Muster V I einzutragen. Je eine Ausfertigung des
Beschlusses ist un t e r Bekanntgabe der fortlaufen-
den Zahl, un te r der der Mindestlohntarif in das
Register eingetragen wurde , der antragstellenden
Partei, dem Bundesministerium für soziale Ver -
waltung, dem Obereinigungsamt, dem nach dem
räumlichen Geltungsbereich des Mindest lohn-
tarifs in Betracht kommenden Landeshaupt-
mann, dem Österreichischen Statistischen Zentra l -
amt und dem Österreichischen Arbe i te rkammer-
tag zu übermit te ln . D e m Bundesministerium für
soziale Verwal tung u n d dem Obereinigungsamt
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ist mit der Übermittlung des Beschlusses auch
das Datum, an welchem der Beschluß im „Amts-
blatt zur Wiener Zeitung" kundgemacht worden
ist, mitzuteilen.

(6) Eine Ausfertigung des Beschlusses ist dem
Kataster der Mindestlohntarife einzuverleiben,
der sicher zu verwahren ist.

(7) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 6 gelten
sinngemäß auch für die Abänderung und Auf-
hebung eines Mindestlohntarifes."

7. § 18 der mit der Überschrift „Einsicht-
nahme" zu versehen ist, hat zu lauten:

„§ 18. Die Amtsstunden für die Einsichtnahme
in die bei den Einigungsämtern hinterlegten
Kollektivverträge sowie in die von den Eini-
gungsämtern beschlossenen Satzungen und Min-
destlohntarife sind durch Anschlag an der Amts-
tafel des Einigungsamtes zu verlautbaren. Die
Einsichtnahme ist nur unter der Aufsicht eines
Beamten des Einigungsamtes zulässig. Es steht
den einsichtnehmenden Parteien frei, sich auf ihre
Kosten Abschriften oder Auszüge von Kollektiv-
verträgen, Satzungen und Mindestlohntarifen an-
zufertigen."

8. Im § 24 ist der Punkt am Schluß der lit. g
durch einen Strichpunkt zu ersetzen. Weiters sind
folgende neue lit. h und i anzufügen:
„h) Beschlüsse auf Festsetzung, Abänderung

oder Aufhebung von Mindestlohntarifen zu
fassen, die den Wirkungsbereich mehrerer
Einigungsämter berühren;

i) einen Kataster der von ihm selbst und der
von den Einigungsämtern beschlossenen
Mindestlohntarife zu führen."

9. Im § 25 ist die Zitation „§§ 2 bis 5 " durch
die Zitation „§§ 2 bis 5 a" zu ersetzen.

10. Im § 26 Abs. 1 sind vor den Worten
„die den Wirkungskreis" die Wor te „oder
Mindestlohntarifen" einzufügen.

11. Im § 28 hat die Ziffer 1 zu lauten:
„1 . in den im § 24 lit. a bis d, f und h an-

geführten Angelegenheiten;".
12. Im § 30 ist folgender neue Abs. 3 ein-

zufügen:
„(3) Die Verhandlung auf Festsetzung, Ab-

änderung oder Aufhebung eines Mindestlohn-
tarifes, der den Wirkungskreis mehrerer Eini-
gungsämter berührt, ist einzuleiten, wenn es
von einer kollektivvertragsfähigen Körperschaft
der Dienstnehmer beantragt wird."

Der bisherige Abs. 3 erhält die Bezeichnung
Abs. 4.

13. Im § 32 Abs. 2 ha t der erste Satz zu
lauten: „Neben dem Einreichungsprotokoll ist
über die Zuerkennung und Aberkennung der
Kollektivvertragsfähigkeit nach § 3 Abs. 2 und 3
des Kollektivvertragsgesetzes ein Register nach

Muster IV, über die im Kataster hinterlegten
Satzungen ein Register nach Muster V und über
die im Kataster hinterlegten Mindestlohntarife
ein Register nach Muster VII zu führen."

14. Nach § 35 ist folgender neue § 35 a mit
der Überschrift „Mindestlohntarife" einzufügen:

„§ 35 a. (1) Der Vorsitzende hat einlangende
Anträge auf Festsetzung von Mindestlohntarifen
vorerst dahin zu prüfen, ob sie die im § 4 des
Bundesgesetzes vom 4. Juli 1951, BGBl. Nr . 156,
über die Erlassung von Mindestlohntarifen ge-
forderten Angaben enthalten, und die allenfalls
notwendigen Ergänzungen durch die antrag-
stellende Partei zu veranlassen.

(2) Die Anträge sind den nach dem räumlichen
Geltungsbereich des beantragten Mindestlohn-
tarifes in Betracht kommenden Landeshaupt-
männern unter Anberaumung einer angemes-
senen Frist, die jedoch mindestens drei Wochen
betragen muß, abschriftlich mit dem Bemerken
zur Stellungnahme zuzuleiten, daß das Ein-
verständnis mi t dem Antrag angenommen wird,
wenn nicht innerhalb der gesetzten Frist eine
Stellungnahme erfolgt.

(3) Nach Ablauf der zur Stellungnahme ge-
setzten Frist (Abs. 2) ist der Antrag unter An-
beraumung einer mündlichen Verhandlung dem
Senat zur Beschlußfassung zuzuweisen.

(4) Der Beschluß des Obereinigungsamtes auf
Festsetzung eines Mindestlohntarifs ist im
„Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zu verlaut-
baren und durch Anschlag an der Amtstafel des
Obereinigungsamtes öffentlich kundzumachen.
Der Anschlag hat durch 30 Tage an der Amts-
tafel zu verbleiben. Der Tag des Anschlages
und der Abnahme ist auf dem Beschluß zu ver-
merken.

(5) Die v o m Obere in igungsamt beschlossenen
Mindestlohntarife und die von den Einigungs-
ämtern übermittelten Ausfertigungen von Be-
schlüssen über die Festsetzung eines Mindest-
lohntarifes (§ 17 a Abs. 5) sind in das Register
nach Muster VII einzutragen. Je eine Aus-
fertigung der vom Obereinigungsamt gefaßten
Beschlüsse auf Erlassung eines Mindestlohntarifes
ist unter Bekanntgabe der Zahl, unter der der
Mindestlohntarif in das Register eingetragen
wurde, der antragstellenden Partei, dem Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung, den nach
dem räumlichen Geltungsbereich des Mindest-
lohntarifes in Betracht kommenden Landes-
hauptmännern, dem Österreichischen Statisti-
schen Zentralamt und dem Österreichischen
Arbeiterkammertag zuzuleiten. Dem Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung ist mit der
Übermittlung des Beschlusses auch das Datum,
an welchem der Beschluß im „Amtsblatt zur
Wiener Zeitung" kundgemacht worden ist, mit-
zuteilen.
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(6) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 gelten
sinngemäß auch für die Abänderung und Auf-
hebung eines Mindestlohntarifes."

15. Im § 36, der mit der Überschrift „Ka-
taster" zu versehen ist, treten an Stelle des bis-
herigen Abs. 2 die folgenden Abs. 2 und 3:

„(2) Die vom Obereinigungsamt gefaßten
Beschlüsse auf Festsetzung, Abänderung oder
Aufhebung von Mindestlohntarifen, die den
Wirkungsbereich mehrerer Einigungsämter be-
rühren, sowie die dem Obereinigungsamt von
den Einigungsämtern übermittelten Ausferti-
gungen der Beschlüsse über die Festsetzung, Ab-
änderung oder Aufhebung eines Mindestlohn-
tarifes (§ 17 a Abs. 5) sind einem Kataster der
Mindestlohntarife einzuverleiben, der sicher zu
verwahren ist. Im Kataster ist bei jedem Min-
destlohntarif die fortlaufende Zahl, unter der
der Mindestlohntarif im Register (§ 32 Abs. 2)
eingetragen wurde, zu vermerken.

(3) Die Amtsstunden für die Einsichtnahme in
diese Satzungen und Mindestlohntarife werden
durch Anschlag an der Amtstafel des Ober-
einigungsamtes verlautbart. Die Einsichtnahme

ist nur unter Aufsicht eines Beamten des Ober-
einigungsamtes zulässig. Es steht den Parteien
frei, sich auf ihre Kosten Abschriften oder Aus-
züge von Satzungen und Mindestlohntarifen
anzufertigen."

16. Im § 40 hat Abs. 2 zu lauten:

„(2) Die übrigen Mitglieder (Ersatzmitglieder)
haben Anspruch auf Ersatz der Reise- und Auf-
enthaltskosten sowie auf Entschädigung für Zeit-
versäumnis nach den Bestimmungen und Tarifen,
die für Geschworne und Schöffen nach dem
GebAG., BGBl. Nr. 136/1946, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 5671949, und des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 240/1950 gelten."

17. Nach § 40 ist folgender neue § 41 mit
der Überschrift „Register" einzufügen:

„§ 41. Das Bundesministerium für soziale
Verwaltung kann die in den Anlagen 1 bis 7
vorgesehenen Muster der Register abändern
oder ergänzen."

18. Der Verordnung sind folgende Anlagen
6 und 7 anzufügen:

Anlage 6

Anlage 7

Maisel
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209. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 9. August 1951, betreffend die
Erweiterung des Geltungsbereiches der Sat-
zung der Weltgesundheitsorganisation und
des Protokolls, betreffend das Office Inter-

national d'Hygiène Publique.

Nach einer Mitteilung des Generalsekretärs
der Vereinten Nationen hat Cuba die Ratifika-
tionsurkunde zu der im BGBl. Nr. 96/1949
kundgemachten Satzung der Weltgesundheits-
organisation am 9. Mai 1950 beim Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen hinterlegt. Mit dem
Tage der Hinterlegung dieser Ratifikations-
urkunde ist die Satzung der Weltgesundheits-
organisation für Cuba wirksam geworden.

Folgende Staaten sind der Satzung der Welt-
gesundheitsorganisation mit Wirksamkeit an
nachstehend angegebenen Zeitpunkten beige-
treten:

Bolivien am 23. Dezember 1949, Vietnam am
17. Mai 1950, Cambodia am 17. Mai 1950, Laos
am 17. Mai 1950, die Republik Indonesien am
23. Mai 1950, Panama am 20. Februar 1951,
Japan am 16. Mai 1951, Spanien am 28. Mai
1951, die Bundesrepublik Deutschland am 29. Mai
1951.

Nach einer weiteren Mitteilung des General-
sekretärs der Vereinten Nationen haben Cuba
am 9. Mai 1950 die Ratifikationsurkunde, und
Panama am 20. Februar 1951 die Beitrittsur-
kunde zu dem im BGBl. Nr. 96/1949 kund-
gemachten Protokoll, betreffend das Office In-
ternational d'Hygiène Publique beim General-
sekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.

Mit dem Tag der Hinterlegung dieser Urkun-
den beim Generalsekretariat der Vereinten Na-
tionen ist das obgenannte Protokoll für Cuba
und Panama wirksam geworden.

Figl
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